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Deutſchlaud. 

Berlin, 10. Oltober. Die Mitglieder der Kaiſerlich ruſſi⸗ 
ſchen Familie, welche ſich auf Badereiſen befinden, kehren gegen- 
wärtig nach Petersburg zurück, um dem Vermählungefeſte des Kö⸗ 
nige Georg von Griechenland mit der Großfürſtin Conſtantinowna 
beizuwohnen. ; 

— Wie die „N. A. Ztg.“ vernommen, ſollen in nächſter Zeit 
eine größere Anzahl der älteſten und qualifizirteſten Oberfeuerwerker 
der Artillerie zu Lieutenants befördert und den reſp. ‚Artillerie 
Depots zur Dienftleiftung überwieſen werden. 

— Die zum Umtauſch der auf Grund des Geſetzes vom 25. 
Oktober 1859 emittirten fürſtlich Schwarzburg⸗ Sonderhauſenſchen 
Kaſſen - Anweiſungen zu 1 Thlr. gegen neue dergleichen feſtgeſeßzte 
präkluſiviſche zwölfmonatliche Friſt läuft mit dem 30. November d. 
J. ab. Vom 1. September d. J. ab bis zum Schluſſe der prä- 
kluſtviſchen Friſt müſſen die gedachten Kaſſen-Anweiſungen lediglich 
bei der fürſtlichen Staats hauptkaſſe zu Sonders hauſen zum Umtauſch 
präfentirt werden; nach Ablauf dieſer Friſt verlieren die gedachten 
Kaſſen-Anweiſungen ihre Gültigkeit. j 

— Wie der Magiſtrat zu Roſtock hat ſich auch der von 
Wiemar auf Anfrage des Miniſteriums des Innern für eine 
Gleichſtellung der Juden bezüglich der ſtaatsbürgerlichen Rechte 


erklärt. 

— Die vereinigten Ausſchüſſe des norddeutſchen Bundesratbes 
für Handel und Verkehr und für Juſtizweſen verſammelten ſich ge- 
ſtern zur Berathung des Geſetz-Entwurfes über das Konſulats⸗ 
weſen. — Heute findet in der Sitzung der vereinigten Ausſchüſſe 
für Zoll- und Steuerweſen und für Handel und Verkehr eine Be⸗ 
rathung über den Anſchluß von Schleswig⸗-Holſtein an den Zoll- 
verein ſtatt. — Ferner verſammeln ſich heute die vereinigten Aus- 
ſchüſſe für das Secweſen, für das Landheer, die Feſtungen und für 
Rechnungsweſen zur Berathung in Angelegenheiten der Bundes 
Kriegsmarine. 

— Nach dem neucſten Perſonalnachwelſe der Armee findet ſich 
in derſelben das eiferne Kreuz nur noch bei 8 Generalen vertreten. 
In den Invaliden - Juſtituten befipen dleſe Kriegsauszeichnung 
noch 18 Offintere, von denen allein 12 dem Berliner Invaliden⸗ 


hauſe angehören. ö 2 

Berlin, 10. Oktbr. Nordd, Reichstag.) 17. Sitzung. (Schluß.) 
Nach Feſtſtellung der Rednerliſte erhält das Wort getzen den Antrag der 
Dr. Endeman. Da fein Antrag nur weiter gehe, als der Lasker'ſche und 

e einzelnen Theile als Amendements zu dem Laskerſchen gelten könnten, 
o würde er, falls ſein Antrag nicht angenommen dale ich den in zweiter 
Linie für den Laskerſchen ſtimmen. Sein Antrag halte r 
Parteianſicht, während der Inhalt des Laskerſchen Antrages in den Ver · 
handlungen der peenßijchen Volksvertretung zur Parteiſache eworden ſei. 
Die gef blichen Beſtimmungen einzelner Staaten gewährten aber außerdem 
ſchon größere Freiheiten, als der Laskerſche Antrag bezweckt, weshalb ſich 
die Annahme ſeines weitergehenden empfehle. Für die Vortheile der Auf⸗ 
hebung der Zinsbeſchränkungen ſpreche nicht allein ein Rückblick auf die 
Geſchichte der Kultur⸗Entwickelung, ſondern auch die Erfahrung der letzten 
Falch Sein Antrag, den der Redner fpeziell erläutert und motivikt, ſei 
weder theoretiſchen Gelüſten noch radikalen Launen entſprungen. — Der 
Abg. Dr. Schwarze ſpricht für den Laskerſchen Antrag und das von ihm 
zu dieſem Antrage geſtellte Amendement. Die 88500 und ke 
Realkredits ſei eine dringende Nothwendigkeit und die Aufhebung der Zins- 
beſchränkungen fordere denſelben. Man verkenne die Urſachen der Schwächung 
des Realkredits. Geſtärkt werde derſelbe durch Abänderung des Konkurs⸗ 
Verfahrens und eine praktiſche Selbſthilfe. Ein Moment müſſe er noch 
für Aufhebung der Wuchergeſetze geltend machen, daß ſie nämlich eine ent⸗ 
ſittlichende Wirkung üben, ſowohl auf die, welche Geld leihen, als auch auf 
die, welche Geld nehmen. Ferner halte er auch nach Einführung der 
Wechſelordnung die Wuchergeſetze für unhaltbar. Um die ganze Frage rich · 
tig zu beurtheilen, müſſe man in Erwägung ziehen, daß in allen Schichten 
des Volkes gegen gewiſſe Klaſſen von Wucherern ein tiefer Haß vorhanden 
iſt, dieſer Anſchauung trage der 8 2 des Laskerſchen Antrages Rechnung. 
Auch wolle dieſer Antrag nur da Hülfe ſchaffen, wo ſie gerade gefordert 
werde, während der Antrg des Abg. Endeman zu theoretiſch und radikal 
gehalten ſei. Die Frage ſei nicht blos eine national⸗oͤkonomiſche, ſondern 
auch eine ſittliche, deshalb habe er ein Amendement zum § 2 des Lasker⸗ 
ſchen Antrages geftellt. — Der Antrag des Abg. Dr. v. Schweitzer bewirke 
das Gegentheil von dem, was er bewirken wolle, und ſchade nur den kleinen 
Leuten. Er bitte daber um Annahme des Laskerſchen Entwurfs mit dem 
von ihm eingebrachten Amendement. 

Vieepräſident v. Bennigſen übernimmt den Vorſitz. — Abg. v. 
Cranach kann das Bedürfniß, die Zinsbeſchränkung aufzuheben, nicht an⸗ 
erkennen, es würde dadurch weder dem Kapitaliſten geholfen, da dieſer ſein 
Geld auch anders, als auf hypothekariſche Ausleihung verwerthen könne, 
noch dem Grundbeſitzer, der auf die Dauer nicht über 5 pCt. bezahlen 
könne. Auch werde durch Aufhebung der Zinsbeſchränkung der notoriſchen 
Geldnoth der Gruudbeſitzer nicht abgeholfen. Erſt, wenn die Schuldhaft 
aufgehoben ſei, werde es an der Zeit ſein, auf den Laskerſchen Antrag ein⸗ 
zugehen. — Abg. Ruſſel: Von dem Vorredner ſei überſehen worden, 
daß durch Feſiſetzung des Zinsfußes der Preis für das Kapital feſtgeſetzt 
werde; warum wolle man aber für dieſe Geldwaare den Zinsfuß feſtſetzen, 
da er für keine andere Waare bestehe? Frankreich habe mit ber Feſiſtellung 
der Wuchergeſetze zur Zeit der Jakobiner, wie ſpäter, entſchieden Fiasko 

macht, und da gerade die Wuchergeſetze den Wucherern entſchieden 57 
ing ommein, ſei er für die Aufhebung dieſer Gelege. — Were € 
Die doriſdernimmt wieder den Borfig. — Abg. Wagener de At 
Gelegenbeiß nde rage betrachte er nicht als eine ausgetragene, ſie = each 
Um die Hypete Gründe, welche mau auf dem Herzen habe, zu entwi 1 1 

0 beten billiger zu machen, brauche man die Wuchergeſetze m 
aufzuheben. Die Erkla Vorred Sachſen, daß in Sachſen 
der Zinsfuß niedriger u. . darin, daß Sachſen 
ein Land ſei mit alter Kultur, geſättigt mit Kapitalien und verſehen mit 
Bant-Einviöhtungen, Die Ausführungen des Abgeordneten aus Jena ſeien 
nichts als weh 10 Nedeusarten vom Kulkurzuſtande der deutſchen 
Nation; den Bewei er den olammenhang jener mit der Zinsfrage ſei 
dieſer Abgeordnete ſchuldig geblieben. Die Engländer ſeien doch in Geld- 
ſachen praktiſche Leute. Wenn alle Beſchränkungen aufgehoben würden, 
würde ſich Alles verändern. Es ſei zwar keine Parteiſrage, aber eine fociafe 
und politiſche Machtfrage in eminentem Sinne. Das Geldkapital habe nie 
Uebergewicht über das Grundvermögen erlangt, ſei eine ſociale Macht. 
Wenn man mit den zinsbeſchränkenden 8 en reinen Tiſch machen wollte, 
würde dies nicht ohne Beſchädigung des Grundbeſitzes geſchehen können. 
Der Mißbrauch auf der einen Seite rufe die Reatiou auf der anderen Seite 
hervor. Die ſociale Entwickelung treibe dahin, die Güter dieſer Welt in 
wenig Händen zu konzentriren, die politiſche Machtſtellung aber in die 
Hände der Maſſe. Herr Braun habe geſagt, in früheren Zeiten habe der 


Stettiner 


sgierungen 


Abendblatt. Freitag den 11. Oktober. 


Bir 
Rentenkauf beſtanden; die Lucke ſei noch nicht ausgefüllt. Hppothelen⸗ 
banken ſeien die durchgrei dſte Verbeſſerung des Hypothekenweſens. Seit 
Friedrich dem Großen ſei für Hebung des Grundkredits poſitiv nichts ge⸗ 
ſchehen. Die Regierung müſſe ſich immer auf den Standpunkt des armen 
Mannes ſtellen. Was ſei für den armen Mann, den Grundbeſitzer, ge⸗ 
ſchehen? Nichts. Man könne ſich alſo gar nicht wundern, wenn der un⸗ 
bewegliche Kredit gegen den eglichen fo weit zurückgetreten jet. 
Wenn der Staat ſelbſt Hypothekenſchulden hätte, würde er einſehen, daß die 
Freigebung der Zinſen nachtheilig ſei. Wenn alle Beſchränkungen aufge⸗ 
hoben würden, müſſe auch das Bankweſen frei gegeben werden. Es könne 
aber keine Regierung beſtehen, wenn Geldmächte eriſtirten, denen fte nicht 
gewachſen wäre. Es müßten deshalb Staatsinſtitute beſtehen, welche die 
Privatinſtitute regulirten. Dies geſchehe durch die Staats⸗Hypotheken⸗ 
banken. Durch Aufhebung der Beſchränkung würde die Geſammtſumme 
des Kapitals in einem Lande eine ganz andere Richtung bekommen. Die 
ganze Geldſpekulation werde à 10 Hausse gehen. Er bitte, ſich dem An⸗ 
trage des Hrn. Referenten anzuſchlfeßen. Gerechtigkeit und Moral müßten 
ſtets leitend ſein. — Abg. Schulze (Berlin): Der ſocialdemokratiſche An⸗ 
trag des Herrn Dr. v. Schweitzer Zehe nicht ſo weit, als der konſervative. 
Es ſei ſehr leicht, in die Aufhebung der Zinsbeſchränkung 175 willigen, 
wenn man die Gewißheit habe, vom Staate das Geld 15 billigen Zinſen 
zu bekommen. Die konſervative Seite habe in die Aufhebung der Zins⸗ 
beſchränkung nur für Mobiliar⸗Kredit gewilligt, aber daun wäre ja gerade 
das Kapital dem Grundkredit entzogen. Der Staat ſei übrigens Hypothe⸗ 
kenſchuldner für ſeine Staatsſchuldſcheine. Er wolle unkündbares, aber 
amortiſirbares Kapital. Es liege eine Petition der Berliner Grundbeſttzer 
auf Aufhebung der Zinsbeſchränkung vor. Redner theilt hierauf eine Peti⸗ 
tion des Berliner Arbeitervereins mit, welche eine gänzliche, Aufhebung der 
Ziusbeſchränkung anſtrebt und die Bitte ausspricht, dem Lasker'ſchen Geſetz⸗ 
entwurf zuzuſtimmen und dat v. Schweitzer'ſche Amendement zu verwerfen. 
Unrecht ſei es, wenn von dem höchſten Geſellſchaftsklaſſen die Hülfe des 
Staates beanſprucht werde. Dem Grundbeſitz werde ohne das mobile Ka⸗ 
pital nicht geholfen, und bitte er auch im Jutereſſe des Grundbeſitzes den 
Lasker'ſchen Antrag anzunehmen. — Der Abg. Graf Bethuſy⸗Huc be⸗ 
antragt nunmehr im Blankenburg'ſchen Antrag die Worte: „jedenfalls noch 
vor der geſetzlichen Beſeitigung der Zinsbeſchränkungen für den Hypothe⸗ 
ken⸗Kredil“ zu ſtreichen. — Der Abg. Dr. v. Schweitzer erklärt, für den 
Lasker'ſchen Antrag ſtimmen zu wollen, was ſchon die Stellung ſeines 
Amendements bekunde. Er ſtimme für das Geſetz, um dadurch den un⸗ 
vermeiplichen Kampf zwiſchen Kapital und Proletariat zu beſchleunigen. 
Sein Amendement bezwecke, die gänzliche Abſchaffung des Proletariats zu 
verhindern und es kampffähig zu erhalten. Mit dem von konſervativer 
Seite eingebrachten Antrage habe er nichts zu thun. Weun auch durch 
Aufhebung der Zinsbeſchränkungen dem großen Geſchäftsverkehr und dem 
Grundbeſitz geholfen werden könne, To. ſei dies nicht der Fall für den 


armen Mann, der nicht den Geldmarkt beſuchen könne, und nach wie vor 
dem Wucherer verfallen bleibe. Redner empfiehlt dann 
len National⸗Oekonomen, als den Herren der konſervat 
Amendement, bei dem es ſich um den Schutz des armen 
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Ren den libera ; 
ven Richtung ſein 
Mannes handle. 
einarck: Der Herr Präſident des Bun⸗ 
angedeutet, daß die Vertreter der hohen 
ion gegenüber nicht in der Lage find, ſich 
\ Regierungen auszusprechen; wohl aber 
t fen s Mitglied des Bundesrathes einige kurze 
Worte über die Stellung, die ich zur Sache im 1 einzunehmen 
gedenke, wenn ſie dahin kommt, zu äußern. Es wird ſich im Bundesrathe 
zunächſt darum handeln, die Schwierigkeiten zu disponiren, die in einzelnen 
Ländern der ſofortigen Durchführung des Prinzips des Laskerſchen Autra⸗ 
ges entgegen ſtehen könnten. So viel mir gegenwärtig iſt, iſt auf dem 
preußiſchen Gebiete alten und neuen Styles, ſowie auf dem Königlich 
ſächſiſchen Gebiete die Freiheit des Zinsſatzes bereits in einer Ausdehnung 
vorhanden, daß die Annahme des von dem Herrn Vorredner vertretenen 
Amendements in der größeren Ausdehnung des Bundesgebietes eine Wie⸗ 
deraufhebung dieſer Befreiung zur Folge haben müßte (ſehr richtig), da es 
ſich in dieſem größeren Theil des Bundesgebietes nur um hypothekariſche 
Darlehen handelt. Die Stellung der preußiſchen Regierung iſt durch die 
Antecedentien der Königlichen Regierung gebunden; ich würde als Vertre⸗ 
ter der preußiſchen Regierung dem Prinzipe, welches dem Laskerſchen An⸗ 
trage zu Grunde liegt, nicht entgegentreten können, wenn es auch nicht ge⸗ 
länge, die Verbindung mit der Reform der Hypothelengeſetzgebung herbei- 
zuführen (Ah!), wohl aber halte ich dieſe Verbindung für wünſchenswerth 
und würde, wenn ſie hier in dieſer Verſammlung uicht herbeigeführt wer⸗ 
den könnte, doch meinerſeits mich für verpflichtet halten, den Verſuch zu 
machen, ob ich auf dem Gebiete der Bundesgeſetzgebung glücklicher bin in 
den Bemühungen, unſere Hypothelengeſetzgebung von ihrem Schaden zu 
heilen, als bisher auf dem der Landesgeſetzgebung (Bravo l), auf welchem 
es mir, wie ich hier mit Beſchämung eingeſtehen muß, nach 5jährigen an⸗ 
ae Bemühungen in einer doch einflußreichen Stellung auch nur um 
eines Haares Breite weiter zu kommen, nicht gelungen iſt (Bravo!). Ich 
werde dieſe Gelegenheit nicht vorüber laſſen, ohne dieſe Frage zum Ans 
knüpfungspunkte an dieſe Beſtrebungen im Sinne des Antrages des Herrn 
v. Blanckenburg zu benutzen und zu ſehen, ob wir einen Ausgangspunkt 
zu einer raſchen und gründlichen Reform der Hypotheken Geſetzgebung auf 
dieſer neuen Bahn zu gewinnen vermögen. (Heiterkeit.) Um nicht mißver⸗ 
ſtanden zu werden in dem Sinne, in welchem der Abg. Schulze die Wünſche 
dieſer Seite des Hauſes auffaßt, behaupte ich, daß es ſich nach den Anſich, 
ten der Regierung bei Begründung der Hypothekenordnung zunächſt nicht 
um die Staatsunterſtützung würde handeln können — ſolche Unterjtügun 
gen können nur von denen in Anſpruch genommen werden, als deren An⸗ 
walt der Vorredner auftrat — ſondern nur darum, den Grundbeſitz von 
Feſſeln zu befreien, welche ihm die Hypothekengeſetzgebung in dem größten 
Theile des Bundesgebiets bisher auflegte; Feſſeln, die mehr dazu beitragen, 
als die Aufhebung der Zinsbeſchränkung, kreditlos zu machen, und unter 
welchen das Land länger leiten zu laſſen, ich für eine Ungerechtigkeit halte, 
deren ſich die Bundesgeſetzgebung nicht wird ſchuldig machen wollen, deren 
Schuld die Landesvertretung bisher trug. (Bravo!) 

Abg. v. Blankenburg zieht feinen Autrag zurück, für den Antrag des 
Referenten iſt namentliche Abſtimmung beantragt, Der Schlußantrag wird 
angenommen. Abg. Lasker (Antragſteller) wendet ſich im Anfange feiner 
Rede unter großem Beifall des Hauſes gegen die Vorredner, beſonders 
gegen o. Schweitzer und Wagener (Neu⸗Stettin). Aus dem Antrage des 
Abg. Endeman nimmt er in den ſeinigen ſtatt der Worte „verſpätete 
Zablung die Worte „unterlaſſene Zahlung“ hinüber. Mit den Anträgen 
der Abgg. Dr. Schwartze und v. Zehmen erklärt er ſich einverſtanden und 
bittet ſeinen Autrag in der jetzigen Form anzunehmen; mit demſelben werde 
keiner beſonderen Klaſſe, ſondern nur dem allgemeinen Wohl gedient, — 
Abg. v. Saltzwedell (Referent) verwahrt ſich gegen die Vorwürfe, als 
hätte er und ſeine Genoſſen einer beſonderen Klaſſe dienen wollen, auch ſie 
hätten nur das allgemeine Wohl im Auge gehabt. — Abg. Pr. Braun 
(Wiesbaden) [Korreferent] wendet ſich in humoriſtiſcher Weiſe gegen die 
Ausführungen des Abg. Wagener (Neu⸗Stettin) zund gegen die Anſichten 
anderer Vorreduer, wobei er die in ſeiner erſten Rede ausgeſprochenen An⸗ 
ſichten neu begründet. Nicht für das Bankenmonopol des Staates, ſonde n 
für die Bankfreiheit müſſe man ſchwärmen. Kein Volk werde lange eine 
Regierung dulden, die die alleinige Geldmacht ſei. Die Unverletzlichkeit 
des Eigenthums und die Heiligkeit der Ehe ſeien unantaſtbare Guter. Die 
Abſchaffung der Schuldhaft fer zu wünſchen. Wolle man die Jutereſſen 
feiner eigenen Geſellſchaftsklaſſe wahren, jo müſſe man den anderen Geſell⸗ 
ſchaftsklaſſen nicht den Krieg erklären. Dreierlei müſſe geſchehen: Auf 


deskanzleramtes ha 
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Jeilung. 


Preis in Stettin vierteljährlich 1 Thlr., 
monatlich 10 Sgr., 
mit Botenlohn viertelj. 1 Thlr. 7½ Sgr., 
monatlich 12 ½ Sgr., 5 
für Preußen viertelf. 1 Thlr. 5 Sgr. 


N 1867. 


Fee Aufhebung der Schuldhaft und Reform des 


merkungen gegen den Abg. Braun und wird vom Präſidenten ſchließlich mit 


Wagener wendet ſich in perſönlichen Be. 


der Bemerkung unterbrochen, deß ſeine Aeußerungen über die Grenzen der 


perſönlichen Bemerkungen hinausgingen. — Es werden hierauf die An⸗ 


träge des Herrn Referenten und des Herrn Abg. Saltzwedell abgelehnt, 
ebenſo der des Abg. Ulrich. Es folzt die Spezialdebatte, zunächſt über §. 1 
des Lasker'ſchen Entwurfs, zu welchem Antragſteller ſelbſt eine Aenderung 


vorgeſchlagen hat. Der Ruf nach Vertagung wird laut. Graf Baſſewitz 
ſpricht gegen den 8. 1. Durch Annahme dieſes $. 1 werde das Drängen 
auf Regulirung des Hypothekenweſens im ganzen deutſchen Laude noch ge⸗ 
fördert werden. | t 
wunderung erregt, uamentlich auch in Bezug auf ſeine Finanzwirthſchaft, 
Man brauche nur an die beiden letzten Kriege zu denken. Aber im 
Bodenkredit ſei wenig geſchehen. In ſeinem engeren Vaterlande, Mecklen⸗ 
burg, ſei es in dieſer Hinſicht beſſer. Es laſſe ſich aber eine ſolche Ein⸗ 
richtung nicht von einem Lande auf das andere übertragen, weil die Ver⸗ 
hältniſſe zu verſchieden ſeien. 

Abg. Graf Schwerin: Er habe ſich gewundert, daß der Herr Vor⸗ 
redner die angeſtrebte Reform der Hypotheken⸗Ordnung als Grund be⸗ 
trachte, gegen das Geſetz zu ſtimmen. Die mecklenburgische Hypotheken ⸗ 
Ordnung ſei vorzüglich und der Vorredner glaube vielleicht, da die Ka⸗ 
pitalien nicht ſo ausſchließlich nach Mecklenburg fließen werden, wenn in 
unſerem Hypothekenweſen eine Beſſerung eingeführt werde. — Die Dis⸗ 
kuſſion über $ 1 iſt geſchloſſen. Abg. Pr. Endemann zieht feinen Antrag 
zurück und Abg. Ausfeld das hierzu geſtellte Amendement. — 8 1 des 
Laskerſchen Entwurfs mit der von ihm felbſt beantragten Aenderung wird 
hierauf angenommen (dafür u. A. die Abgg. v. Moltke und v. Steinmetz). 
In der Diskuſſion über § 2 ſpricht ſich der Abg. Müller (Stettin) gegen 
denſelben aus, durch Nichtannahme des Paragraphen wird die Freiheit des 
Hypothekenverkeyrs gefördert. Abg. Dr. Endemann ſpricht ſich ebenfalls 


— 


Preußen habe in faſt allen feinen Inſtitutionen feine Be⸗ 


gegen dieſen Paragraphen und namentlich gegen die ſechsmonatliche Kündi⸗ 


gungsfriſt aus. Abg. Graf Kleiſt ſpricht für Annahme des 8 2 mit dem 
Amendement von Zehmen und Schwarze. Hierauf wird die Diskuſſion ge⸗ 
ſchloſſen und der $ 2 mit dem Amendement der Abgeordneten v. Zehmen 
und Schwarze angenommen. Das Schweizer'ſche Amendement wird hierauf 
einſtimmig verworfen. Die Abſtimmung Über die Reſolutionen des Abg. von 
Blankenburg, deren erſten Theil der Antragſteller ſelbſt zurückgezogen, wied nach 
dem Antrage der Abgg. Lasker und v. Hennig vertagt, bis nach der Abſtim⸗ 
mung über den Lasker'ſchen Geſetz⸗ Entwurf. Der erſte Theil der Tages, 
ordnung iſt hiermit erledigt. Die Vertagung wird angenommen. Von 
Seiten des Bundeskanzlers iſt im Namen des Bundes-Präſidiums wäh⸗ 
rend der Sitzung ein Geſetz-⸗Entwurf, betreffend die Organiſation der Bun⸗ 
des⸗Konſulate eingebracht werden. Dem Abg. Dr. Götz wird ein Urlaub 
bis zum 21. d. M. bewilligt. Zu Referenten über den Harkortſchen An⸗ 
trag werden die Abgg. Pauly und Meier (Bremen) ernannt. Auf der 
Tages⸗Ordnung der am Sonnabend Vormittag 10 Uhr ſtattfindenden näch⸗ 
ſten Plenarſitzung ſtehen: 1. Abſtimmung über den Lasker'ſchen Geſetz⸗Ent⸗ 
wurf und die Reſolution Blankenburg. 2. Bericht der 5. Kommiſſion 
über den Geſetz⸗Entwurf, betreffend die Nationalität der Kauffahrteiſchiffe 
und Bericht über eine hierauf bezügliche Petition. 3. Schlußberathung 
über den Staatshaushalts⸗Etat und 4. der unerledigte Theil der heutigen 
Tages⸗Ordnung, Bericht der Petitions⸗Kommiſſion. — Schluß der Sitzung 
4 Uhr 10 Minuten. W Be TIEFER TETTE RT * 
Kiel, 7. Oktbr. Von der Werfte der norddeuſchen Aktien⸗ 
Schiff bau-Geſellſchaft lief geſtern das, von Grund auf in ſechs 
Wochen vollendete, erſte Schrauben-Dampfboct, erbaut für Rech- 
nung der Dampfſchiffs⸗Geſellſchaft in Glückſtadt, wohin es Ende 
dieſer Woche abgeliefert wird. Das Schiff iſt 75 Fuß lang, 13 
Fuß breit und hat doppelte, 15pferdekräftige Kondenſationemaſchinen. 
Hamburg, 9. Oktober. Auf der am 7. Oktober ſtaltge⸗ 
habten Parade des erſten und zweiten Bataillons dis 76. Infan⸗ 
terie-Regtments hielt der Generallicutenant v. Manſtein folgende 
Anſprache an die Truppen: „Se. Maj. der König hat dieſes Re⸗ 
giment dem neunten Armeekorps zugetheilt und dasſelbe hierher in 
Garniſon verlegt. Die freie und Hanſaſtadt Hamburg hatte bisher 
ihre eigenen Truppen und hat dleſelben zum Wohle des Ganzen 
aufgelöſt. Ihr ſollt an deren Stelle der Stadt und dem Staate 
Schirm und Schutz fein. Das könnt Ihr nur erreichen bei ſtren⸗ 
ger Dieziplin, beſcheidenem, anſtändigem Entgegenkommen und Ber- 
kehr. Außerdem iſt Eure Aufgabe, dem preußiſchen Namen Ehre 
zu machen und ihm immer mehr Achtung, Anerkennung und Sym- 
pathie zu erwerben. Se. Majeſtät der König hat gerade biejes 
Regiment für eine ſo wichtige Miſſton auserwählt. Ihr werdet 
Euch derſelben würdig zeigen, Dices zu bekräftigen, ſoll unſere erfle 
gemeinſchaftliche Handlung darin beſtehen, daß wir unſerem aller- 
gnädigſten Könige und Bundesfeldherrn in Liebe, Treue und Hin- 
gebung folgen. Se. Majeſtät der König lebe hoch!“ 


Weimar, 9. Oktober. Zur ſilbernen Hochzeit des Groß⸗ 
herzoglichen Paares hatte die Reſidenzſtadt ſich ſchon am 7. Oktober 
ins Feſtgewand geworfen. Die Deputatlonen erſchienen mit ihren 
Feſtgaben (die Frauen und Jungfrauen von Weimar mit einem 
ſilbernen Kranze) zum Theil auch ſchon an dieſem Tage, an wel. 
chem auch ſchon in zahlreichen geſchloſſenen Geſellſchaften das Landes⸗ 
feſt begangen wurde. Am Abend folgte noch ein großartiger Jackel⸗ 
zug mit Fackeltanz, für deſſen Darbringung der Großberzog und 
vie Großherzogin in warmen Worten ihren Dank abſtatteten. 

Darmſtadt, 10. Ottober. Die Königin von Preußen iſt, 
von Weimar kommend, hier eingetroffen. Diefelbe nimmt das 
Dejeuner bei der Großherzoglichen Familie und ſetzt um 3 Uhr die 
Reiſe nach Baden-Baden fort. ; 

Baden. Die Kommiſſton, welche mit den Berathungen 
über den Zollvertrag betraut iſt, tritt dem durch die Vorlage be⸗ 
ſtimmten Grundſatz der Nichtbewilligung von Diäten entgegen; fie 
iſt der Anſicht, daß damit der demokratiſchen Natur der direkten 
Wahl ohne Cenſus die Spitze abgebrochen oder beſſer gejagt auf 
einem Umwege ein ſebr hoher Cenſus eingeführt ſel. 

München, 10. Oktober. Das heutige „Paſtoralblatt“ der 
Münchener Eridlözeſe veröffentlicht die Immedialvorſtellung des baleri- 
ſchen Episkopats an den König in Betreff der Schulfrage. Das 
Geſuch bezweckt, wie es wörtlich in dem Schriftſtück beißt, „das 
Recht der Kirche und Familie zu wahren gegen Beſtrebungen, 
welche, ſicherlich zum Unheile der Staatsgewalt, dieſelbe zu der 
n und ausſchließlichen Leiterin der Schule zu machen ge- 

enken. a 


München, 10. Oktober. (Priv.-Dep. d. Berl. Börſ.- Ztg.) 


Der König von Baiern ſteht von der beabfichtigten Heirath ab. Die 

Verlobung mit der Herzogin Sophie iſt rückgängig gemacht. Die 

Kundmachung erſchelnt nächſtens. 
Ausland, 

Wien, 9. Oktober. Ungarijhe und böhmiſche Blätter, 
welche aufregende Nachrichten gewöhnlich früher als die hieſigen 
Blätter bringen, wollen wiſſen, daß noch ſpät Abends am 6. eine 
frauzöſiſche Depeſche eingetroffen ſei, die im Miniſterlum des Aus⸗ 
wärtigen eine an Beſtürzung grenzende Aufregung hervorgebracht 
bat. Noch in ſpäter Nachtſtunde verſammelte Herr v. Beuſt ſeine 
Räthe um ſich. Am Morgen darauf war im Miniſterium Alles 

wieder ſehr früh auf den Beinen und die Berathungen wurden 
von Neuem aufgenommen. leber den Inhalt der Vepeſche ver- 
lautete, daß es ſich danach um die Frage handelte, ob Oeſterreichs 
bisheriges Verhältniß zu Frankreich und das neuerdings erzielte 
beſſere Verhältniß mit Italien fortbeſtehen, oder vielleicht ſchon in 
den nächſten Tagen in. fein Gegentheil umſchlagen werde. Den 

Nachrichten zufolge, die indeſſen aus Blarritz eingetroffen ſind, kann 

man ſich die Aufregung, welche jene Depeſche hier verurſacht hat, 
. leicht erklären. Es handelt ſich um den Sieg, den Rouher in den 
neueſten Berathungen des Kaiſers Napoleon davongetragen hat, 
— um die Annäherung Frankreichs an Preußen, um die franzöſiſche 
Anerkennung der deutſchen Einigungsarbeiten. Dieſe Wendung 
in der Entſcheldung des franzöſiſchen Kabinets iſt auch durch die 
Berichte, welche General Fleury aus Wien und Berlin eingeſchickt 
hat, zum Thell herbeigeführt. Hier, in Wien, war der General 
erſtaunt über das Phlegma, mit welchem die Reform der Heeres⸗ 
bewaffnung vor ſich gebt. Während bier die Zuſtände den Ein⸗ 
druck eines greiſenhaften Marasmus machten, überzeugte ſich Fleury 
in Berlin, daß er einer lebenden Kraft und wirklichen Macht erſter 
Größe gegenüber ſtehe. Zunächſt wurde in der franzöſiſchen De⸗ 
peſche auf die Erfahrungen und Beobachtungen des Generals hin- 
gewieſen und dieſem gegenüber auf die neuen Geſtaltungen, welche 
aus der jetzigen Spannung in der gegenjeitigen Stellung der Groß⸗ 
müchte zu einander bervorgeben könnten. Ferner ſoll das fran- 
zöſiſche Kabinet die bleſige Reglerung eingeladen baben, ihm ſowelt 
ts ihr angemeſſen erſchelne, Mittheilungen zu gewähren, auf welchem 
Stadium die neue Ausrüſtung der öſterreichlſchen Armee angelangt 
| jet und für welchen Zeitpunkt die Vollendung derſelben in Ausficht 
genommen werden dürfe. Für dieſe Gefälligkeit erbietet man ſich 
| franzöſiſcher Seits zu dem Gegendienft genauer Mittheilung über 
die eigene Armeereorganijation und deutet dann auf eine nicht miß⸗ 
zuverſtehende Welſe darauf bin, daß das fernere Hand in Hand 
Gehen Frankreichs mit Oeſterreich von der Thätigkeit des Letzteren 
für die Herſtelluug ſeiner Heerestüchtigkeit abhänge. Man iſt bier 
von dieſem Verſuch, die Reorganijation des öſterreichſchen Heer⸗ 
weſens unter franzöoͤſiſche Inſpektion zu nehmen, ſehr unangenehm 
berührt und um ſo mehr erſchüttert, da man aus der neueſten 
Depeſche mit leichter Mühe berausleſen kann, daß dieſer ganze ge- 
wagte Schritt nur dazu dienen ſoll, Oeſterreich auf eine neue Wen⸗ 
dung der Politik vorzubereiten. 

Wien, 10. Ottober. Das Unterhaus des Reichsraths 
nahm in feiner heutigen Sitzung das Wehrgeſetz mit einigen Amen⸗ 
dements in der vom Ausſchuß vorgeſchlagenen Faſſung an. Das 
Oberhaus des Reichsraths hat eine Kommſſſion zur Berathung dieſer 
Vorlage ernannt. 

Peſth, 10. Oktober. Die Deputirtentafel hat den vom 
Finanzmintſter eingebrachten Geſetzentwurf, betreffend die Eijenbahn- 
Anlelben, einſtimmig angenommen. 

Trieſt, 10. Oktober. Der Lloyddampfer „Apollo“ iſt heute 
mit der oſtindiſch-chineſiſchen Ueberlandpoſt aus Alexandrien hier 
eingetroffen. 

Trieſt, 10. Ottober. Ueberlandpoſt. Hongkong, 28. Sep⸗ 
tember. Aus Singapore wurde vom 7. v. M. gerüchtweiſe ge⸗ 
meldet, der Talkun von Japan habe zu Gunſten ſeines Bruders 
abgedankt. Der ſpaniſch-chineſiſche Handelsvertrag iſt ratifizirt. 

Paris, 8. Oktober. Wie die „Augeb. Allg. Ztg.“ aus an- 
geblich zuverläſſiger Quelle vernimmt, iſt der luxemburgiſche Ge⸗ 
ſchaͤftsträger in Paris über die Langſamkeit interpellirt worden, 
mit welcher die im Londoner Vertrag vorgeſehene Demolirung der 
Feſtungswerke betrieben werde. Es jet bis zur Stunde in dieſer 
Beziehung nichts Nennenswerthes geſchehen, da fi die Demolition 
auf Abtragung einiger Pfeiler, welche die Thorpaſſagen verengten, 
beſchränkte. 

Paris, 9. Oktober. (Tel. Corr. der „Poſt“). Graf v. d. 
Goltz und Ritter Nigra kamen geſtern zuſammen hier an; der 
Erſtere ſehr zufrieden mit feinem Aufenthalte in Blarriß, Ritter 
Nigra weniger. Er war beauftragt geweſen, zu erklären, daß eine 
zweite franzöſiſche Expedition nach Rom ſchwere Verwickelungen 
nach ſich ziehen würde, doch batte die Regierung ſchon vor feiner 
Ankunft in Biarritz dieſe Idee aufgegeben. Modifikationen der 
Septemberkonvention wurden abgeſchlagen, da der vorhergeſehene 
Fall einer Invaſton des Patrimoniums Petri eingetreten. Alle 
Miniſter waren heute bei ihm verſammelt. Vorläufig tritt keine 
Miniſterveränderung ein, Marquis de Mouſtler bleibt, Die frühe⸗ 
ren und gegenwärtigen Verwaltungsräthe der „Soriöte Immobi⸗ 


der großen Elſenbahngeſellſchaft zu einer Verſammlung berufen wer⸗ 
den ſollen. Die Obligationen der Nicolaibahn werden erſt im 
Jahre 1869 emittirt werden, da die aus der letzten Anleihe vor- 
handenen Summen ausreichen, um die in dieſem und dem nächſten 
Jahre nölhigen Bauten zu decken. 


menen Neuwahlen des Vorſtandes iſt bereits berichtet, und ſchloß 
die Verſammlung damit, daß dem bisherigen Vorſitzenden der Dank 
für die Leitung des Vereins durch Erheben der Mitglieder von ihren 
Sitzen ausgeſprochen wurde. 

— Vor einiger Zeit wurde dem Herrn Major v. S. aus 
ſeiner Viktoriaplaß Nr. 5 belegenen Wohnung ein goldenes Arm⸗ 
band (einfacher Goldreif mit ſchwarzer (Emaille und der In⸗ 
ſchrift: „Dieu vous garde“) und kurze Zeit nachher aus dem 
Korridor ein wollenes Umſchlagetuch geſtohlen. Der Verübung des 
zweiten Diebſtahls iſt ein Mädchen verdächtig, das mit einer die 
gefälſchte Unterſchriſt des Rechnungsrathes Hehlen tragenden Bitt⸗ 
ſchrift in neueſter Zeit verſchledene Häuſer frequentirt und kurz vor 
dem Diebſtahl auch in obiger Wohnung ſich eingefunden hatte. 

— Am 8. d. Mts. wurde der wegen Diebſtahls bereits be- 
ſtrafte, beim Abtragen von Gerſte aus dem Thebeſius'ſchen Speicher 
am Zimmerplatz beſchäftigte Arbeiter Wilh. Boch ow im Befig einer 
Quantität vom Boden jenes Speichers geſtohlener Gerſte betroffen. 
Nichts deſto weniger leugnete er, den Diebftahl verübt zu haben, 
behauptend, ein anderer unbekannter Arbeiter habe die Gerſte in 
der Abſicht, ihm durch den Verdacht des Diebſtahls Schaden zuzu⸗ 
ſügen, in ſein Tuch gebunden. 

— Ein Polizeibeamter fand am 7. früh unter dem Stein- 
pflaſter der Langenbrücke verſteckt zwei Stücke Roheiſen im Gewicht 
von circa 40 Pfd., deren Eigenthümer bisher nicht ermittelt ft. 

— Geſtohlen wurde in den letzten Tagen: dem Kaufmann 
und Konſul Karow, Schulzenſtraße 27 —29 eine goldene Damen⸗ 
uhr nebſt Schlüſſel, der unverehelichten Tiede, im Dienfte des 
Oekonomen Röttger in der neuen Lledertafel eine goldene Broche 
in Plattform, dem Althändler Weiß aus ſeinem Bohlwerk Nr. 
12/13 belegenen Geſchüftslokale mehrere Kleidungs- und Wäſche⸗ 
ſtücke, dem Grünſtraße Nr. A wohnbaften Arbeiter Möſer, wäh- 
rend er und ſeine Frau aus der Wohnung abweſend waren, aus 
einem veiſchloſſenen Kaſten 10 Thlr. Die Diebe find in ſämmt⸗ 
lichen Fällen bisher nicht ermittelt. 

— Bei der in der erſten norddeutſchen Ausſtellung in Berlin 
abgehaltenen Prämlirung der 1., 3. und 6. Abtheilung für Boden⸗ 
erzeugniſſe erhielt Herr Poſthalter A. Thieme in Greifenhagen 
einen ſilbernen Becher für Obſtbäume. 

— Die Peſtaloizi-Verelne, deren Zweck es iſt, Lehrer 
und Freunde des Schulweſens zu verbinden, um Walſen und Witt⸗ 
wen bedürftiger Lehrer zu unterſtützen, und die in faſt allen 
Provinzen unſeres Vaterlandes eine ſchnell wachſende Thellnahme 
gefunden haben, werden nun auch in Pommern Boden finden. 
Die Lehrer Gollnows haben beſchloſſen, ſich vorläufig auf Grund 
des märkiſchen Statuts zu einem Peftalogzt-Bereine zu konſtitutren 
und werden nunmehr ihre Kollegen in der Provinz auffordern, 
ſich ihnen zu dirſem löblichen Unternehmen anmzuſchließen. An- 
fragen, Beitrittserklärungen ꝛc. find an den Lehrer Piper daſelbſt 
zu richten. 

— Der Oberprediger Droyſen in Wolgaſt iſt von des 
Königs Majeftät zum Superintendenten der Synode Wolgaſt er⸗ 
nannt und in dies Esphoralamt eingeführt worden. 


a Pommern. 

Stettin, 11. Oktober. Die geſtrige General-Verſammlung 
des Bürger ⸗ Vereine, in der der Antrag des Vorſtandes wegen 
Auflöſung des Vereins auf der Tagesordnung ſtand, wurde vom 
Vorſitzenden, Buchbindermeiſter Herrn Müller, mit einer An⸗ 
ſprache etwa folgenden Inhalts eröffnet: Als der Verein vor etwa 
4 Jabren in's Leben getreten, jet deſſen Entſtehung mit Freuden 
begrüßt, indem er als eine geeignete Centralſtelle zur Beſprechung 
der verſchledenſten öffentlichen Angelegenheiten angeſehen. Die 
Theilnahme für den Verein wäre aber leider ſehr bald erkaltet und 
manche Leute ſeien demſelben lediglich aus ſpeziellem perſönlichen 
Intereſſe beigetreten, hätten ihm aber mit dem Augenblick den 
Rücken zugekehrt, in dem ſich dies Intereſſe zu ihren Gunſten oder 
Ungunſten entſchleden. Der im Allgemeinen zu Tage getretene 
Indifferentismus jet klef zu beklagen; der Vorſtand habe Alles ge⸗ 
than, was in ſeinen Kräften geſtanden, um eine Hebung des Ver⸗ 
eins zu ermöglichen, leider aber vergeblich, er ſei der Ueberzeu- 
gung, daß der zeitige Verein keinen Nutzen mehr ſtiften könne und 
deshalb habe man in der letzten Vorſtandeſitzung auch einſtimmig 
beſchloſſen, der Generalverſammlung die Auflöjung des Vereins zu 
empfehlen. — Unmittelbar hieran ſchloß ſich die Mittheilung des 
Kaſſenberichtes Seitens des Kaſſirers, Herrn Kanngleßer. Nach 
dieſem Bericht zehlt der Verein zur Zeit noch 116 Mitglieder. 
Der Kaſſenbeſtand, welcher im Oktober v. J. 63 Thlr. 16 Sgr. 
betrug, hat ſich durch ordentliche Beiträge und Eintrittsgelder um 
56 Thlr. 20 Sgr., durch freiwillige Beiträge um 6 Thlr. 22 
Sgr. 6 Pf. vermehrt, ſo daß ſich die Geſammtelnnahme auf 126 
Thlr. 29 Sgr. ſiellte. Die Ausgaben betrugen 101 Thlr. 23 
Sgr. 9 Pf., es iſt mithin ein Beſtand von 25 Thlr. 5 Sgr. 3 
Pf. vorhanden, der ſich indeſſen nach Abzug der Inſertionskoſten 
für die Einladung zur Generalverſammlung und der Saalmlethe 
auf circa 20 Thlr. ermäßigen dürfte. Nachdem die Verſammlung 
Decharge erthellt, ſchlug der Vorſitzende Namens des Vorſtandes 
vor, jenen Beſtand dem zeitigen Vorſtande oder aber einer beliebig 
zu wählenden Perſon Behufs der Verwendung für ähnliche Zwecke, 
wie der Verein bisher verfolgt, namentlich zur Deckung der 
Koſten für die Abhaltung allgemeiner Bürgerverſammlungen, deren 
Berufung bei beſonders wichtigen kommunalen Fragen nothwendig 
werden könnte, zu überweiſen. Darauf entſpann ſich eine ziemlich 
ausgedehnte Debatte über den Auflöſungsantrag, bei der einzelne 
der Redner zur Geltendmachung ihrer Anſichten wiederholt das 
Wort nahmen. Herr Pleſt erachtet eine Auflöͤſung nicht für rath⸗ 
ſam, wenn man auch vielleicht von der Abhaltung regelmäßiger 
Verſammlungen abſtehe. Herr Sell theilt dieſe Anſicht vollkommen 
und empfiehlt „vorläufige Vertagung“ des Vereins. Herr Weyher 
gegen die Auflöjung, dagegen iſt er mit dem Vorſchlage des Vor⸗ 
ſtandes wegen der Art der Verwaltung des noch vorhandenen Kaſſen⸗ 


eſtandes a 

gie eee e deen e e 
ßere Theilnahme in der Bürgerſchaft für kommunale Angelegen⸗ 
heiten zu wecken. Herr Brehmer empfiehlt ebenfalls die Verta⸗ 
gung und die Belaſſung des zeitigen Vorſtandes für künftige Fälle. 
Herr Köhler: Alles, was bieher angeführt, könne ihn nicht von 
der Anſicht abbringen, daß die Auflöſung des Vereins eine gebo⸗ 
tene Nothwendigkelt jet. Letzterer habe ſich durch die ſtets nur 
äußerſt geringe Zahl der in den Verſammlungen erſcheinenden Mit⸗ 
glieder mit ſeinen Anträgen bei manchen Behörden geradezu lächer⸗ 
lich gemacht; der eigentliche Kern der Bürgerſchaft ſei dem Verein 
dauernd fern geblieben und er ſähe für denſelben kein ferneres Ge- 
deihen. Vielleicht fänden ſich nach der Auflöſung geeignetere Kräfte, 
welche die Sache neu in die Hand nähmen. Herr Weyher: Durch 
die Auflöſung ſtelle der Verein ſich unbedingt ein Armuthszeugniß 
aus; jet deſſen Wirkfamfeit auch von einzelnen Perſonen nicht 
gewürdigt, jo konne er letzteres doch nicht im Allgemeinen gelten 
laſſen. Herr Müller kann die Anſicht des Vorredners nicht thei- 
len; er hält vielmehr aus den in ſeinem erſten Vortrage entwickel- 
ten Gründen die Fortführung des Vereins, der erfolgreich nicht 
mehr wirken könne, geradezu für ſchimpflich. Herr Holtz gleichfalls 
für die Auflöſung; es nütze entſchleden nichts, ſich an eine Inſti⸗ 
tution zu klammern, die unter dem größten Theil der Bürgerſchaft 
doch keinen Anklang finde. Der Verein habe ſich unbedingt über⸗ 
lebt, nach ſeiner Anſicht weſentlich mit dadurch, daß man die Be⸗ 
ſprechung auch „polttiſcher“ Fragen definitiv ausgeſchloſſen. Herr 
Brehmer in längerer Ausführung gegen die von Herrn Köhler 
aufgeſtellte Anſicht, daß die Beſtrebungen des Vereins, namentlich 
auch innerhalb der „Stadtverordneten ⸗Verſammlung keine gebüh⸗ 
rende Würdigung gefunden. Herr Marcuſe: Wenn die geringe 
Betheiligung an den Verſammlungen auch im Allgemeinen zu be⸗ 
klagen jet, könne er ſich dennoch mit der Auflöfung nicht einver- 
ſtanden erklären. Er verwelſt auf mehrere Gegenſtände, die im 
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an N 97½% M Br., Frühjahr 97½, 2, 98, 97 ½% Ag 
ez., Br. u. Od. 
Roggen anfangs niedriger, dann raſch ſteigend, pr. 2000 Bib. loco 
7275 & bez., polniſcher ſchwimmend 73 ½ . bez., Oktober 73—74½ 
S bez., Oktober November 70 ¼, 72% . bez. u. Gd., November» 
Dezember 70-72 & bez., Früh 68, 69%, 70 „ bez. u. Br. 
Gerſte loco per 1750 Pfd. Oderbruch 53, 54 9% bez., ſchleſiſche 51 
bis 54 „ bez., mähriſche 53—55 % bez., 69—10pfd. ſchleſ. 5 Br. 
Hafer pr. 1300 Pfd. loco pomm. 34% —35 & bez., warthebrücher 
34½ 3 bez., Frühjahr 47 50pfd. 35 , Br. 
Erbſen loco Futter 69—71 K bez. 
Petroleum feſt, loco 7% C Br., November 7½ . bez. u. Gd., 
Dezember 8 K Br. 
Winterrübſen loco 83—85 bez, September⸗Oktober 86 bez. 
Nüb öl matt, loco 11 h Br., Oktober und November- Dezember 
119, . Br., April-Mai 111 Br., 11% A Gd. 
Spiritus feft, loco ohne Faß 23½ & bez, kurze Lieferung 23%, 
S bez., Oktober 22/86, Ya, 1½ bez., Oktober⸗November 20½, 7 


mine Anfangs feſter, pr. Oktober 5400 Pfd. netto 181 Bankothlr. Br., 
180½ Gd., pr. Oktober⸗November 178 ½ Br. 178 Gd. Roggen loco 
pr. Oltober 5000 Pfd. Brutto 133%, Br., 133 Gd., pr. Oktober ⸗November 


ſehr feſt. 
mſterdam, 10. Oktober. Getreidemarkt. (Schluß bericht. 
loco behauptet, 298295. Schlubbericht.) Roggen 


Stettin, den 11. October. 


liert“ find heute zuſammen von den Aktionären verklagt worden, [ Schooße des Vereins angeregt, ſowohl beim Magiftrat als bei der [Hamburg 6 Tag. 151 G St. Börsenhaus-O. 4 u 
diefe verlangen Rückzahlung des Kapitals; großer Prozeß. Polizei-Direltion günſtige Aufnahme und Berückſichtigung gefunden HERR W ee) B St. cee a | — 
Paris, 10. Ottober. (Tel. Corr. der „Poſt“.) Trotz des | hätten. Herr Müller ſpricht feine Anſicht dahin aus, daß die Amsterdam 2 18 et) G — 0 95 2 
ſchlechten Wetters wird der Kaijer bis zum 18. Oktober in Blar- | beantragte Vertagung nur eine Umſchreibung der Auflöſung ſein [London. . 10 Tag. 6 24% ba St. n che AR 
tig. bleiben. — Admiral Jurien de la Gravidre iſt abgeſendet, um | würde, weshalb er ih entſchieden gegen erſtere ausſprechen müſſe. ra 3 Mt. 05 Pr. National-V.-A. 4 113 B 
den Obſequlen Fould's in Tarbes beizuwohnen. — Das Fehlen Man möge es bei der Berufung von Bürgerverſammlungen In | Poris 10 Tg.] 81 ½ bz A et ee 4 er 
jeglicher telegraphijcher Nachrichten aus Italien wird als ein ſchlech⸗J Fällen, in denen deren Berufung nothwendig und zweck- emen m. 2 Hasen: . 2. i 103% . 
ies Zeichen angejehen. — Italieniſche Rente gefallen. — Privat- mäßtg erſcheine, belaſſen. Herr Wepher ſtellt den Antrag: „Dem St. Petersbg. 3 Web.. 9% 6 |St. Speicher- A. hu 
briefe aus Stalien behaupten, daß die Inſurrektlon fiegreich iſt.] Vorſtand zu ermächtigen, den Verein jo lange zu vertagen, bis eine] Wien 8 Tag. ver.-Speieber -A. 5 | — 
— Im Kirchenſtaat find die Telegraphendrähte durchſchnitten. — allgemeine Angelegenheit der Bürgerſchaft an die Oeffentlichkeit m +0: 2 Mt. . Pom.Prov.-Zuckers.| 5 — 
In Palermo baben einige kleine Tumulte ſtattgefunden und find | tritt und alsdann denſelben wieder zu berufen“, welchen Antrag S YA Lomb. 14 % a ee : 2 
in Folge Deſſen mehrere Verhaftungen vorgenommen worden. — | Herr Brehmer dahin prägifirt: „Es lediglich dem Ermeſſen des f 5 8 iD n * 
In Marſeille baben ſich viele junge Leute aus Frankreich einge- | Vorſtandes anhelm zu geben, wann eine ſolche Berufung einzutreten | st-Schläsch. | 3Y, = —— sise 4 0 
ſchifft, um dem Papſt Hilfe zu bringen. habe“. Herr Strehlow befürwortet, zu beſchließen, daß die Be⸗ P. Präm.-Anl. >” — St. Portl.-Cementf.- 4 — 
Stockholm, 10. Oktober. Der dleſſeitige Geſandte am | rufung mindeſtens alle 4 Wochen ſtattſinden müſſe. Nach⸗ Pomm.Pfdbr.| 773 * n : — 
Königlich preußiſchen Hofe, Kammerherr v. Sandſtezmer, iſt nach | dem Herr Sell feinen Antrag zurückgezogen, wird über die Kar- „ Rontenhb. 4 5 Neue Dompfer-O..: 4 35 B 
Berlin abgereiſt. — Nach Berichten aus Haparanda iſt dort der | dinalfrage der Auflöſung abgeſtimmt und letztere, wie ſchon gemel⸗ | kikt. P. P. B. A. 4 au Gerin „Die ci 94½ B 
Winter bereits völlig hereingebrochen; in Folge des diesjährigen | det, abgelehnt; darauf zleht Herr Brehmer feinen Antrag zurück, Berl.-St. E. A. 4 u Vulkan 95 B 
Mißwachſes hegt man die lebhafteſten Befürchtungen vor einer [weil er ſich nach dem 8 5 des Statuts (der dem Vorſtande die „Ether, 5 — St. er 5 - 100%, G 
Hungersnoth. Berufung von Verſammlungen ohne Zeitbeſchränkung zugeflebt) von | Starg.-P.E.A.| 4 8 Se * 2 
Petersburg, 10. Oktober. Die offiztöfe „Nordiſche Poft“ ſeloſt erledigt und wird in Rückſicht hierauf auch der Strehlowſche „ Prior. 4 — St. Kraftdunger -F. 
verſichert, daß behufs des Verkaufs der Nicolalbahn die Aktionäre | Antrag abgelehnt. — Ueber das Reſultat der ſodann vorgenom- J St. Stadt-O. 4 ½ 96 B Gemeinn. Bauges. 5 = 


